
Es bereitet Unbehagen, sich mit einer
derartigen Position zu exponieren, die
viele als Angriff auf ihre Tätigkeit erleben
könnten und ich habe auch lange gezö-
gert, dies zu tun. Auch mag es problema-
tisch erscheinen, einen solchen Vor-
schlag „von außen“, d. h. selbst nicht in
der forensischen Psychiatrie arbeitend,
zu formulieren. Dennoch gibt es gewich-
tige Gründe, diese Debatte zu führen, die
die Psychiatrie als Fachgebiet insgesamt
betrifft.
Bei Gewaltdelikten stehen 30–50% der
Täter unter Alkoholeinfluss, 5–15% der
Tatverdächtigen sind Konsumenten har-
ter Drogen. Mindestens ein Drittel der
Menschen im Strafvollzug ist nach Schät-
zungen alkohol- und/oder drogenabhän-
gig. Dass eine vergleichsweise kleine
Zahl dieser Menschen in der Gesamtzeit
des Strafvollzugs oder einem Teil dieser
Zeit in einem psychiatrischen Kranken-
haus behandelt wird, ist einer der deut-
schen Sonderwege in der Versorgung
psychischer Erkrankungen. Eine Sonder-
regelung für süchtige Straftäter wurde
erstmals bei der Einführung des Maßre-
gelrechts im Strafgesetzbuch des Deut-
schen Reichs 1933 im Gewohnheitsver-
brechergesetz getroffen, damals hieß es
„Unterbringung in der Trinkerheilan-
stalt“. Im Rahmen einer Strafrechtsre-
form 1969 erfolgte die Umwandlung in
den heutigen §64 StGB: Unterbringung
in der Entziehungsanstalt (alle Angaben
aus [1]). Man braucht hier nicht argu-
mentativ in die Tiefe zu gehen, um dar-
zulegen, dass sich seit dieser Zeit einige
Auffassungen von Krankheit, Patienten-
und Bürgerrechten wesentlich geändert
haben, sodass es nicht vermessen er-
scheint, den Geist und Zweck einer sol-
chen Gesetzgebung grundsätzlich zu
überprüfen. In den letzten Jahrzehnten
haben sich die Erkenntnisse über die Zu-
sammenhänge von Substanzmissbrauch
und Delinquenz sehr vertieft. Neben
substanzinduzierten psychopathologi-
schen Auswirkungen und der Beschaf-

fungskriminalität gibt es auch bidirektio-
nale Zusammenhänge und Scheinkausa-
litäten bei dissozialen Persönlichkeits-
merkmalen, sozialer Deprivation und be-
stimmten subkulturellen Milieus. Sub-
stanzmissbrauch und Delinquenz haben
häufig gemeinsame psychosoziale und
möglicherweise auch neurobiologische
Hintergründe, direkte kausale Zusam-
menhänge sind allenfalls mäßig. Die
zwangsweise Unterbringung und Be-
handlung eines Teils der straffällig ge-
wordenen Menschen mit einer Suchter-
krankung folgt keinem klaren Kriterium
wie der Schuldunfähigkeit beim §63
StGB, sondern hat als Eingangsmerkmale
den Rausch oder den „Hang“ – also
Merkmale, die im Grunde alle Suchtkran-
ken haben, die die Zielpopulation des-
halb sehr unscharf definieren und
zwangsläufig zu den schon immer be-
klagten Fehlzuweisungen führen. Die Ge-
setzesreform von 2007 mit der Umwand-
lung einer Muss-Vorschrift in eine Soll-
Vorschrift hat die Erwartungen nicht er-
füllt – anstelle einer erwarteten Eingren-
zung einer sinnvollen Indikation ist eine
stetige Zunahme der Zuweisungen zu
beobachten [2], nicht zuletzt auch infol-
ge einer Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs, die die Einweisungsvorausset-
zungen immer weiter fasst. Zusätzlich
haben in den letzten Jahren einige Argu-
mente an Bedeutung gewonnen, die ich
nachfolgend kurz skizzieren möchte:
1. Im Zuge der Entscheidungen des

Bundesverfassungsgerichts von 2013
zur Zwangsbehandlung mussten das
Betreuungsrecht und die Gesetze zur
öffentlich-rechtlichen Unterbringung
der Bundesländer grundlegend refor-
miert werden. Daran knüpfte sich
eine umfangreiche bis heute geführte
Diskussion um die ethische Rechtfer-
tigung psychiatrischer Zwangsbe-
handlungen an. Es besteht inzwischen
eine breite Übereinstimmung auch
unter Medizinethikern und Psychia-
tern, dass eine Zwangsbehandlung

einwilligungsfähiger Personen aus
ethischen Gründen grundsätzlich
abzulehnen ist [3]. Die zwangsweise
Behandlung im Maßregelvollzug
wegen Substanzabhängigkeit oder
-missbrauch stellt zwar keine körper-
lich invasive Behandlung wie die Ver-
abreichung eines Antipsychotikums
dar. Dennoch könnte durchaus kri-
tisch diskutiert werden, ob die er-
zwungene Suchtbehandlung in einem
psychiatrischen Krankenhaus nicht
ebenfalls eine Zwangsbehandlung
darstellt. Anders als bei den nach
§63 StGB im Maßregelvollzug unter-
gebrachten Patienten sind die Betrof-
fenen nahezu immer als einwilli-
gungsfähig anzusehen.

2. Ein weiteres Problem könnte sich aus
der UN-Behindertenrechtskonvention
ergeben, die seit ihrer Ratifizierung
durch den Bundestag geltendes Recht
in Deutschland ist. Der Artikel 12 der
UN-BRK (Gleichheit vor dem Recht)
wird dahingehend interpretiert, dass
niemand allein aufgrund einer Diag-
nose oder eines medizinischen Merk-
mals anders behandelt werden darf
als andere Menschen. Genau dies ist
aber möglicherweise beim §64 StGB
der Fall, weil kein eindeutig diskrimi-
nierendes Eingangskriterium wie die
Schuldfähigkeit besteht. Eine einge-
hende rechtliche Prüfung dieser Pro-
blematik steht meines Wissens bisher
noch aus.

3. Der Nachweis einer Wirksamkeit der
Maßregel, d. h. die Evidenz unter me-
dizinischen Kriterien, fehlt bisher im
Bereich des § 64 StGB weitgehend.
Naturgemäß sind randomisierte kon-
trollierte Studien aus rechtlichen
Gründen nicht durchführbar, insofern
bleiben naturalistische deskriptive
Studien. Diese weisen nach bisherigen
Erkenntnissen eine eher schlechte Bi-
lanz auf: Eine Beendigung mangels
Aussicht auf Behandlungserfolg er-
folgt in fast der Hälfte der Fälle [1],

§64 StGB sollte abgeschafft werden – Pro
§64 of German Penalty Code Should be
Abolished – Pro
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in einer Studie aus Nordrhein-West-
falen sogar bei 73% [4]. Mit Spannung
darf man auf die im Herbst dieses
Jahres zu erwartenden Ergebnisse der
prospektiven Studie von Schalast et
al. warten, die den Verlauf bei 300
Patienten im Maßregelvollzug nach
§64 StGB mit ebenfalls 300 Menschen
mit Suchtproblemen im Strafvollzug
vergleichen [5].

4. In den letzten Jahren erleben wir bei
Entweichungen aus dem Maßregel-
vollzug (auch bei nicht als aktuell ge-
fährlich eingeschätzten Patienten!)
regelmäßig eine Berichterstattung in
allen Medien, über dem Klinikgelände
kreisende Polizeihubschrauber und
alle damit verbundenen Begleiter-
scheinungen, bis zur hohen ange-
sichts dieser Stimmung gut nachvoll-
ziehbaren Nervosität von Geschäfts-
führern und Ministern in diesen An-
gelegenheiten. Dies hat sich gegen-
über früheren Zeiten dramatisch ge-
ändert, und zwar trotz eines drasti-
schen Rückgangs der Häufigkeit von
Entweichungen [6]. Die unausweich-
liche Konsequenz, die in den letzten
Jahren auch in einem Land mit bislang
sehr rehabilitationsorientiertem Maß-
regelvollzug wie Baden-Württemberg
zu beobachten ist, ist die Umwand-
lung von psychiatrischen Kranken-
häusern in massiv gesicherte Hochsi-
cherheitsanstalten, mit Sicherheits-
zäunen, Schleusen, Videoüberwa-
chung usw. Angesichts dieser massi-
ven Aufrüstung stellt sich drängend
die Frage der Verhältnismäßigkeit.
Wenn die Sicherungsaspekte gegen-
über den Therapieaspekten dermaßen
überwiegen, ist dann eine sinnvolle
Therapie überhaupt noch möglich
und ist es angebracht, eine derartige
Einrichtung als Psychiatrisches Kran-
kenhaus bzw. angegliedert an ein sol-
ches zu führen?

5. In der Wahrnehmung in der Öffent-
lichkeit ist der Maßregelvollzug nach
§64 StGB allemal nicht eine Beson-

derheit der Justiz, sondern „die Psy-
chiatrie“. Es ist vermutlich nicht ab-
wegig zu vermuten, dass wiederkeh-
rende Berichte über entwichene „Psy-
chiatriepatienten“, die dann unter
Umständen auch noch Straftaten be-
gehen oder zumindest in den Medien
als sehr gefährlich geschildert wer-
den, die Effekte jeglicher Antistigma-
Kampagnen gut und gerne annullie-
ren können. Wie stark die Berichter-
stattung über Einzelfälle gesellschaft-
liche Vorurteile beeinflusst, konnte
erst aktuell wieder gezeigt werden
[7].

Es erscheint mir aus den genannten
Gründen wünschenswert, dass die Ende
des Jahres vorliegenden Ergebnisse der
nordrhein-westfälischen Evaluationsstu-
die ergebnisoffen diskutiert werden.
Wenn die Ergebnisse sehr überzeugend
zugunsten der Wirksamkeit des Maßre-
gelvollzugs sind, werde ich meine kriti-
sche Meinung revidieren. Wenn nicht,
würde ich mir wünschen, dass die Politik
bereit ist, auch einen Paradigmenwech-
sel in Erwägung zu ziehen. Einige unserer
Nachbarländer machen uns längst vor,
dass forensische Psychiater straffällig ge-
wordene suchtkranke Menschen auch in
Haftanstalten mit erfolgreichen Konzep-
ten behandeln können.
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